
Der Präsident des Oberlandesgerichts 
München

Einstellung in den Vorbereitungsdienst für den Rechtspflegerdienst; 
Rückforderung von Anwärterbezügen und sonstige Erklärungen 

Gemäß der Bekanntmachung des Bayerischen Staatsministeriums der Finanzen über 
die Bayerischen Verwaltungsvorschriften zum Besoldungsrecht und Nebengebieten 
(BayVwVBes) vom 22. Dezember 2010, (FMBl 2011 S. 9, StAnz 2011 Nr. 2), sind Sie 
als neu einzustellende Rechtspflegeranwärterin / einzustellender Rechtspflegeranwär-
ter unterschriftlich auf folgende 

Auflagenbestimmung 

hinzuweisen: 

I. Sie erhalten während des Vorbereitungsdienstes Anwärterbezüge nach Maßgabe 

der Art. 75 bis 81 des Bayerischen Besoldungsgesetzes (BayBesG). 

Anwärter und Anwärterinnen, die im Rahmen des Vorbereitungsdienstes an einer 

Fachhochschule studieren, sollen keine finanziellen Vorteile gegenüber anderen 

Studierenden erlangen. Die Anwärterbezüge werden Ihnen deshalb mit den Auf-

lagen (Art. 75 Abs. 2 BayBesG) gewährt, dass 

a) die Ausbildung nicht vor Ablauf der in den Ausbildungs- und Prüfungsvorschrif-

ten festgelegten oder im Einzelfall festgesetzten Ausbildungszeit aus einem 

von Ihnen zu vertretenden Grund endet und 

b) Sie im Anschluss an den Vorbereitungsdienst rechtzeitig einen Antrag auf 

Übernahme in das Beamtenverhältnis auf Probe stellen oder ein Ihnen ange-

botenes Amt annehmen und 

c) Sie im Anschluss an Ihre Ausbildung nicht vor Ablauf einer Mindestdienstzeit 

von fünf Jahren aus einem von Ihnen zu vertretenden Grund aus dem öffent-

lichen Dienst ausscheiden. 

d) nicht durch schuldhaftes (z.B. Unterschleif) endgültiges Nichtbestehen der 

Qualifikationsprüfung eine weitere Verwendung im öffentlichen Dienst nicht 

erfolgen kann. 

Eine Nichterfüllung dieser Auflagen hat die Rückforderung eines Teils der gezahl-

ten Anwärterbezüge zur Folge. 
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Die Rückzahlungspflicht beschränkt sich auf den Teil der Anwärterbezüge, der 

den Betrag von 400 € monatlich übersteigt. 

Bei einem Ausscheiden nach der Ernennung zum Beamten auf Probe oder zur 

Beamtin auf Probe ermäßigt sich der zurückzuzahlende Betrag für jedes volle ge-

leistete Dienstjahr um ein Fünftel. 

Der Rückzahlungspflicht unterliegt der Bruttobetrag der Anwärterbezüge (siehe 

Art. 75 Abs. 1 Satz 2) ohne die eventuell nach Art. 75 Abs. 1 Sätze 3 und 4 zu-

stehenden Bezüge. 

Auf die Rückforderung kann ganz oder teilweise verzichtet werden, wenn sie eine 

unzumutbare Härte bedeuten würde. 

II.  Daneben weise ich Sie besonders auf die mögliche Kürzung des Anwärtergrund-

betrags in den Fällen des Art. 81 BayBesG hin. 

III.  Zu Ihrer Information füge ich einen Auszug aus dem Bayerischen Besoldungsge-

setz (Art. 75 bis 81) in der derzeit geltenden Fassung bei. 

Von vorstehender Auflagenbestimmung habe ich ausdrücklich Kenntnis genommen 

und erkläre mich mit der getroffenen Regelung einverstanden. 

__________________________________ 

(Ort und Datum) 

__________________________________ 

(Name und Vorname) 

__________________________________ 

(Unterschrift) 


